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Ach, Europa …!

Da wurde nun in allen Staaten der EU
gewählt – und am Tag danach beschäftigen
sich die Medien fast ausschließlich mit der
Frage, ob denn Martin Schulz oder Jean-
Claude Juncker Kommissionspräsident wird. 
Sie sinnieren, wie lange der Job-Poker wohl
 dauert und welche anderen Posten – Rats -
präsident, EU-Parlamentspräsident – gleich
mitverhandelt werden, damit die Patience
 aufgeht.

Überblick, Einschätzungen zum Erstarken
europakritischer, antieuropäischer oder rechts -
populistischer Formationen und Parteien?
Fehlanzeige! Die großen Macht blöcke im
Parlament werden’s schon richten. Politik
braucht Struktur. Ja, das ist richtig. Aber ein
Bewusstsein, gar eine Wertschät zung für 
die Bedeutung von Struktur, um politisch
handlungs- und entscheidungsfähig zu sein,
gibt’s ja gar nicht (mehr). Wird auch nicht
 vermittelt; kommt im Politik-Unterricht, in den
Medien kaum vor.

In Frankreich, in den Niederlanden, in
Dänemark, Schweden, Österreich und
Griechen land verzeichneten völkisch-nationa-
listische Parteien hohe bis sehr hohe
Stimmen gewinne und sind auf dem Weg,
eine beachtliche Fraktion im EU-Parlament zu
bilden. Auch Gruppierungen, die unter dem
Motto „raus aus der EU“, „raus aus dem
Euro“ angetreten sind, haben massiv zuge-
legt.

Die Frage am Tag nach der Wahl – und 
für die kommenden fünf Jahre – lautet also 
nicht, wer wird Präsident von was, sondern 
sie  lautet: Wie stärken wir den europäischen
Gedanken? Wie schaffen wir eine EU, die
mehr Demokratie, mehr Regionalität und
mehr Transparenz wagt, praktiziert und zeigt?
Und noch wichtiger: Wie schaffen wir ein
soziales Europa?

Was für dieses Ziel auf den Weg gebracht
wird, interessiert die Menschen viel mehr 
als die Frage, wer von wem auf den Weg in
welches Amt gebracht wird. b
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B I B L I O T H E K A R T A G

Immer mehr Stadt- und Stadtteilbiblio -
theken fallen Haushaltskürzungen zum
Opfer, viele Fahrbibliotheken sind bereits
unter die Räder gekommen. Während neue
Großeinrichtungen geplant, gebaut oder
aufwändig modernisiert werden, wabern
zugleich düstere Prognosen durch die
Lande: Solche Gebäude würden angesichts
der digitalen freien Informationen ihre
Bedeutung verlieren. Viele Zeit genossInnen
rechnen damit, dass Datenbanken und
Kataloge durch Informationsquellen wie
zum Beispiel Google überflüssig werden.

VON MONIKA FOMENKO

Bibliotheken, Archive und Dokumentations ein -
richtungen schreiben immer weniger Stellen

aus – und wo Personal gesucht wird, geht es oft
um ein niedriges Qualifikationsniveau. Ein Groß -
teil der neuen Verträge ist befristet, oft handelt 
es sich um Teilzeitangebote. Die Bachelorarbeit
„Jung, dynamisch, berufserfahren“ von Martin
Bauschmann weist diesen Trend auch statistisch
nach. 

Immer stärker wandeln sich Bibliotheken in
Digitalisierungszentren mit Onlinekatalogen, in

de nen die NutzerInnen die Medien selbst verbu-
chen und Bücher auf Fließbändern hin- und her-
fahren. Die Bibliotheksbeschäftigten scheinen an
diesen neuartigen Lern-Orten nur noch im Hinter -
grund auf ihren Einsatz zu lauern. Vor allem in
wissenschaftlichen Bibliotheken nimmt man sie
kaum noch wahr. Mit den zunehmend ausschließ-
lich im Internet verfügbaren Medien ändert sich
auch die Arbeitsweise der Beschäftigten: Vom
Zettelkatalog über den OPAC in die Cloud.

Wie sehen Bibliotheken und Archive der Zu -
kunft aus? Welche Veränderungen müssen Be -
rufs bilder und Ausbildungsgänge erfahren, sind
die Fami-Ausbildung und gegenwärtige Studien -
inhalte noch zeitgemäß?

Was ist hier in Zukunft „Gute Arbeit“? Wer -
den auch in Bibliotheken „social media“ immer
wichtiger, und wie sieht hier „Mitarbeiter füh -
rung“ künftig aus? Wie können Personalvertre -
tungen auf diese Prozesse einwirken?

Im Herbst veranstaltet ver.di einen Zukunfts -
workshop für Betriebs- und Personalräte. Zu Be -
ginn wird die repräsentative Befragung der ver.di
Bundesarbeitsgruppe Archive, Bibliotheken und
Dokumentationseinrichtungen zum Thema „Gute
Arbeit“ vorgestellt. Darüber hinaus stehen Ver -
ände rungen durch die neuen Cloud-Comput ing-
Systeme in Bibliotheken und andere Neuerun gen
auf der Tagesordnung. Zugleich sind die Teil neh -
men den aufgefordert, eigene Themen einzubrin-
gen. Ziel ist es, gute Perspektiven für die zukünf-
tige Arbeit in Bibliotheken, Archiven und Doku -
men tationsstellen zu finden und daraus gewerk-
schaftliche Forderungen abzuleiten. Am Schluss
der dreitägigen Zukunftswerkstatt soll eine Argu -
mentationsgrundlage vorliegen, um den Arbeit -
gebern mit klaren Positionen gegenübertreten zu
können. b

Die Zukunft
der Bibliotheken

W   Runde Sache
Als vollen Erfolg dürfen wir

die Teilnahme der AG Archive,
Bibliotheken, Dokumentations -
einrichtungen am 103. Bibliothe -
kartag in Bremen werten. 
Nicht nur, dass wir sieben neue
Mit glieder direkt an unserem
Informationsstand aufnehmen
konnten – auch die vielen
Gespräche zeigten, dass ver.di
inzwischen ein sehr positives
Image hat. So können wir guter
Hoffnung sein, dass sich noch
weitere KollegInnen zu einer
Mitgliedschaft entschließen. 

Die Auftaktveranstaltung
zum Aktionsjahr „Gutes Geld für
Gute Arbeit“ zusammen mit 
den Berufsverbänden war extrem
stark besucht. Sowohl die State -
ments zur Tarifsituation als auch
unser Vortrag zur „Guten Arbeit
in Bibliotheken“ fand viele
 interessierte ZuhörerInnen.

Außerdem konnten wir in
einer Veranstaltung mit Perso -
nalräten norddeutscher Biblio -
theken eine Vernetzung herstel-
len. Unser gemeinsames Ziel: 
Die Sonntagsöffnung von öffent-
lichen Bibliotheken verhindern. 

Mehrere Hundert Teilneh -
merIn nen unterschrieben spon-
tan unsere Postkarten, die die
Arbeitgeber von VKA und TdL
auffordern, den Abschluss des
Bundes bei der Eingruppierung
von Bibliotheksbeschäftigten zu
übernehmen. Insgesamt ist uns
eine sehr runde Präsentation
gelungen: Eine echte Werbung
für ver.di und insbesondere
 unseren Fachbereich. b

Peter Mitnacht

Zielgruppe             Betriebs- und Personalratsmitglieder, Interessierte
                                (Die Teilnahme von interessierten Aktiven ist in begrenztem Umfang möglich. Hier trägt ver.di die Kosten.) 

Termin                     29. September bis 1. Oktober 2014

Ort und Nr.             ver.di Bildungsstätte Saalfeld/Thüringen (SF 05 140929 09)

Anmeldung             ver.di b+b Büro Saalfeld, Auf den Rödern 94, 07318 Saalfeld 
                                Fax: 0 36 71/5 50-40; E-Mail: bst.saalfeld@verdi.de

Fachtagung: Haben Bibliotheken, Archive und Dokumentationseinrichtungen noch eine Zukunft?
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schnell, dass jemand wie ich, die nur alle paar
Monate da mal ran geht, die einfachsten Schritte
kaum kennt. Leider sind wir ja so veranlagt, dass
das Langzeitgedächtnis mit zunehmenden Alter
dem Kurzzeitgedächtnis überlegen ist. Bei mir
sind noch viele Ausbildungsinhalte und Arbeits -
gänge abrufbar – aber die gibt es heute nicht
mehr. Die Umfrage „Gute Arbeit in Bibliotheken“
hat bestätigt, dass bereits in der Altersgruppe der
36- bis 45-Jährigen fast die Hälfte sagt, dass das
Wissen aus ihrer bibliothekarischen Fachaus -
bildung nicht mehr anwendbar ist.

Noch ein Rückblick: In den 1980ern war unter
den Bibliotheksbeschäftigten der ein oder andere
seltsame Kauz zu finden (gibt es auch Käuzin?).
Uns schien, dass manche Berufsberater unser Ein -
satz feld empfahlen, wenn ihnen sonst nichts
mehr einfiel. Als wir uns darüber aufregten, kon-
terte unsere Ausbilderin, dass auch diese Men -
schen ein Recht auf einen Platz in der Gesellschaft
haben. Dazu gehöre auch ein Arbeitsplatz – und
wenn nicht mal Bibliotheken dafür in Frage
kämen, was dann? Das blieb mir auch bei meiner
langjährigen Tätigkeit als Personalrätin präsent,
und im Laufe der Zeit wurde mein Blick für diese
Fragen immer schärfer. 

Die rasante Automation lässt einfache Tätig -
keiten verschwinden, und wo noch etwas übrig
ist, wird es außer Haus gegeben. Ein Klick auf
einen Titel in einer Buchhandlungs-Datenbank –
und schon steht er in unserem Katalog und wird
wenig später fertig foliert geliefert. Die öffentliche
Hand spart, und die kleineren Buchhandlungen
vor Ort, die schon genug unter dem E-Book-Ge -
schäft leiden, werden gleich mit ruiniert.

Einen großen Teil der Öffnungsstunden betreut
nicht mehr bibliothekarisches Personal die Ein rich -
tungen, sondern Security-Firmen. In diesem Be -
reich ist der Mindestlohn noch sehr fern – und
doch bewachen und betreuen solche Unter neh -
men in den Nachtstunden alleinverantwortlich
große Häuser.

Meine Gedankenreise in die Vergangenheit
lässt mich etwas ratlos zurück. Wie geht es wei-
ter? Wo liegt die Zukunft der Bibliotheken und
genauer, wo die der Beschäftigten in Biblio -
theken? b

VON DOROTHEA STEFFEN

Plötzlich tauchen ganz viele Erinnerungen auf –
Bilder und sogar Gefühle kommen hoch und

ziehen immer weitere nach sich. Ich, die der
neuen Technik gegenüber immer aufgeschlossen
war, die vermutlich gar nicht mehr in dem Beruf
wäre, wenn wir immer noch mit Korrektur -
bändern in Schreibmaschinen kämpfen müssten,
spüre bei so einer Nachricht auf einmal Sentimen -
talität. Ich denke daran, was für ein Fortschritt
Anfang der Achtziger eine Kugelkopfschreib -
machine war. Und ich sehe mich selbst, wie ich
irgendwann in den Neunzigern von meinem
Schreib  tisch aufspringe, ins Nachbarbüro laufe
und fasziniert feststelle, dass die eben abge-
schickte Mail dort wirklich angekommen ist.

1989 gab es in der ganzen Bibliothek einen
einzigen Mac. Auf dem durfte ich abends und am
Wochenende meine Diplomarbeit schreiben.
Dann ging die Entwicklung rasant vorwärts. Bei
mir stand beruflich Datenverarbeitung im Zen -
trum. Ich erarbeitete Konzepte, um Kolleginnen
in Teilbibliotheken die Technik nahe zu bringen
und ihnen im praktischen Umgang die Angst
vorm Computerabsturz zu nehmen. Bei Nutzer -
schulungen umfassten manche Leute die Maus
mit beiden Händen: Sie wollten bei der neuen
Form des Suchens in Bibliothekskatalogen auf
Nummer sicher gehen, dass sie den Cursor auch
wirklich trafen.

Und dann durfte ich die erste Homepage der
Bibliothek basteln. Ich war berauscht von der Vor -
stellung, dass Interessierte überall auf der Welt
lesen konnten, was ich schrieb – und wenn es
auch nur unsere Öffnungszeiten waren. Als wir
ein neues Ausleihsystem einführten wurde mir
klar, dass ich in meinem Mathe-Leistungskurs
doch was fürs Leben gelernt hatte, vor allem eine
gewisse Art logisch zu denken. Und weil wir end-
lich keine dreiteiligen Leihscheine mehr sortieren
mussten, habe ich mich gerne in die Tiefen von
Ausleihparametern begeben.

Tja und heute? Nach Fusion, Integration in ein
vorhandenes größeres System, nach der vierten
Version des Bibliothekssytems? Heute verweise
ich die NutzerInnen bei Ausleihen an den Selbst -
verbucher. Dessen Programme wechseln so

Diese Woche habe ich in
der Zeitung gelesen, dass
1984 die erste Mail nach

Deutschland geschickt
wurde. Zufällig ist es 

das gleiche Jahr, in dem 
ich meine Ausbildung zur

Bibliotheksassistentin
begonnen habe. 

Deswegen fiel mir diese
Nachricht auf. 

30 Jahre – Zeitreise
in die Vergangenheit

Schw e rpunk t :  D i e  Zukun f t  de r  B i b l i o theken
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waren, gab es nur für 42 Prozent auch Biblio -
theks  lizenzen. 

Im Frühjahr haben die europäischen Biblio -
theks verbände eine Kampane für ein „Recht auf
elektronisches Lesen“ gestartet. Sie fordern die
EU-Kommission auf dafür zu sorgen, dass E-
Books rechtlich mit gedruckten Büchern gleichge-
stellt werden. Geschieht das nicht, können die
65.000 öffentlichen Bibliotheken in der EU ihren
Kernauftrag nicht mehr erfüllen: BürgerInnen Bil -
dung und Informationen zu fairen, einfachen und
kostengünstigen Bedingungen zur Ver fügung zu
stellen. Gegenwärtig läuft die Unter schrif ten -
samm lung für eine entsprechende Petition an die
EU-Kommission. Gleichzeitig sind Bibliotheks -
nutzerInnen aufgefordert, Bundestags abge ord ne -
te anzuschreiben.

Schon elf Prozent der BundesbürgerInnen le -
sen heute Bücher – auch – elektronisch. Vor zwei
Jahren waren es halb so viele, schreibt der Bun -
desverband Informationswirtschaft, Telekom mu -
ni  kation und Neue Medien (Bitkom). Viele Men -
schen wurden erst durch das Weihnachts geschäft
2011 auf das neuen Medium aufmerksam, als
Amazon massiv für sein E-Book-Lese gerät Kindle
warb. 

Die Stadtbibliothek Köln
hat herausgefunden, dass
60 Prozent ihrer E-Book-
Leserschaft weiblich ist. 
Vor allem Menschen zwi-
schen 40 und 49 Jahren
 nutzen das Angebot. Neue
InteressentInnen lassen sich
damit zwar bisher offenbar
nicht über die Schwelle in
eine Bibliothek locken.
Doch für VielleserInnen ist
das Angebot wichtig, 
so das Ergebnis der
Recherchen in der
Domstadt. b

https://www.change.org/de

Gefährliche Macht
der Verlage
Das erste E-Book erreichte eine deutsche
Bücherei im Jahr 2007 – heute hat schon
jede vierte öffentliche Bibliothek elektroni-
sche Literatur im Angebot. Anders als bei
physischen Medien dürfen BibliothekarIn -
nen hier allerdings nicht allein entscheiden,
was sie den NutzerInnen anbieten wollen:
Die Verlage bestimmen mit. 

VON ANNETTE JENSEN

Wer ein E-Book bei einer öffentlichen
Bibliothek ausleihen will, landet in der

Regel bei „Onleihe“. Betrieben wird das Portal
von der Firma divibib GmbH. Von ihren Servern
können die BesitzerInnen einer gültigen Nutzer -
karte Bücher auf ihren PC, MP3-Player oder ein
Smartphone herunterladen. Nach Ende der Aus -
leihfrist ist der Titel dort nicht mehr zugänglich
und kann erst anschließend wieder von jemand
anderem genutzt werden. 

Bei besonders beliebten Titeln erwerben Bibli -
o theken XL-Lizenzen, damit mehrere Leute paral-
lel ein E-Book lesen können. 2013 wurden acht
Millionen Ausleihen registriert; zwei Jahre zuvor
waren es erst 1,6 Millionen gewesen. 

Knapp 500.000 E-Book-Titel gibt es heute im
deutschsprachigen Raum. Anders als bei gedruck-
ten Büchern oder CDs haben Bibliotheken bisher
aber nicht das Recht, elektronische Medien zu
kaufen und zu verleihen. Wollen sie sie anbieten,
müssen sie Nutzungslizenzen erwerben. Diese
Dienstleistung haben die beiden Firmen divibib
und ciando im Auftrag der Verlage übernommen. 

Die Holtzbrinck-Gruppe, zu der auch Rowohlt,
Fischer, Kiwi und Droemer Knaur gehören, ver-
weigert bisher allerdings jede Zusammenarbeit.
Schließlich hat der Konzern gemeinsam mit
Bertelsmann 2010 einen kommerziellen Aus leih -
service für E-Books aufgebaut. Auch Schulbuch -
verlage geben Bibliotheken keine Lizenzen. „Das
Urheberrecht muss dringend geändert werden,
sonst trocknen Bibliotheken aus und werden zu
Papiermuseen“, sagt Barbara Schleihagen, Ge -
schäftsführerin des Deutschen Bibliotheks ver -
bands. Der hat kürzlich eine Recherche in Auftrag
gegeben: Während für Privatleute alle Titel der
Spiegel-Bestseller-Liste auch als E-Books erhältlich

S chwe rpunk t :  D i e  Zukun f t  de r  B i b l i o theken
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Konkret heißt das: 
•   Eingruppierungen bis EG 12 sind möglich. Bis -

her galt für wenige Funktionen in öffentlichen
Bibliotheken EG 10 und für wissen schaft liche
Bibliotheken und Archive EG 9

•   Generelle Öffnung für „Sonstige“ in allen Ent -
geltgruppen 

•   Die (meist nur im Tarifgebiet West angewand-
ten) „außertariflichen“ Eingruppierungen in
EG 8 und EG 10 wurden Bestandteil des Tarif -
vertrags

•   Unsinnige Eingruppierungskriterien wie Be -
stands- und Ausleihzahlen, Leitungsfunk tio -
nen und Unterstellungsverhältnisse wurden
ge strichen

•   Stattdessen gibt es – wie im Verwaltungs -
dienst – tätigkeitsbezogene Eingruppierung
nach Schwierigkeit, Bedeutung und Verant -
wortung

•   Absicherung für FaMIs: Bei dreijähriger Aus -
bildung und entsprechender Tätigkeit landen
sie in EG 5

•   Überholte Ausbildungs- und Bibliotheks -
bezeich nungen werden abgeschafft

•   Allerdings bleibt die Schlechterstellung gegen-
über dem Verwaltungsdienst in EG 6 und 8

bestehen; somit gibt es auch
keine EG 7 und 9a. 

Vielen Beschäftigten, für die
der Bund zahlt, eröffnet diese
Entgeltordnung Höhergruppie -
rungen und neue Perspektiven.
Nun gilt es, bei Ländern und
Gemeinden nachzuziehen. Es
darf nicht sein, dass nach einer
FaMI- oder Bachelor-Ausbildung
dieselben Tätigkeiten schlechter
bezahlt werden, nur weil sie in
einer kommunalen oder univer-
sitären Bibliothek stattfinden.
Bis her gilt auf Länderebene „EG
9 lebenslänglich, vom Berufs -
einstieg bis zur Rente“. In den
laufenden Verhandlungen über
eine Entgeltordnung muss die
VKA nachziehen, und die TdL ist
dringend zu Nach besserungen
aufgefordert. b

Wolfgang Folter

Seit über 20 Jahren fordern
Bibliotheks- und Archiv -

beschäftigte eine Reform
der Entgeltordnungen – am
1. Januar 2014 gab es einen

ersten Durchbruch. In der
Entgeltordnung des Bundes

gibt es zwar weiterhin
„spezielle“ Tätigkeits -

merkmale für diese
Berufsgruppen, aber erst-

mals gelten hier dieselben
Begrifflichkeiten und

 großenteils die gleichen
Abstufungen und

Heraushebungen wie im
Verwaltungsdienst.

Kommunen und Länder 
müssen dem Bund folgen 

Studentische Beschäftigte in Bibliotheken sind
Multitalente: Neben klassischen Tätigkeiten

wie Aufsicht, Ausleihe der Medien und Einsor -
tieren der Bücher administrieren sie Web sites,
organisieren Fernleihen, stimmen Bestellun gen
mit Instituten ab, sortieren Zeitschriften, organi-
sieren Buchbinder-Aufträge, halten Schulungen,
spülen und putzen, verwalten Schließ fächer, or -
ga nisieren Sommerfeste und Bücher floh märkte  –
alles ohne Fort- und Weiterbildung. Mit ihren
Arbeitszeiten müssen die Studis gemeinsam oft
die kompletten Öffnungszeiten abdecken. Rück -
sichtnahme auf ihr Studium ist dabei zweitrangig
– anders als bei den meisten studentischen Be -
schäftigten in der Wissenschaft. 

Flexible Multitalente im
Niedriglohnbereich gesucht 

Außer in Berlin haben die studentischen Be -
schäf tigten keinen Tarifvertrag, sondern werden
aus Sachmitteln bezahlt – wie Bürostühle. Der
Über gang von den erlaubten Tätigkeiten für stu-
dentische Hilfskräfte zu administrativen Tätig kei -
ten aus Technik und Verwaltung ist gerade in
Bibliotheken fließend. Hier müsste häufiger ge -
prüft werden, ob Studierende de facto Verwal -
tungs angestellte ersetzen und Anspruch auf eine
entsprechende Eingruppierung hätten. Dieser Weg
ist aber schwierig, weil die meisten Verträge nur
für wenige Monate ausgestellt werden und die
Angst groß ist, keine Verlängerung zu bekommen.
b

Florian Hillebrand 
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Schwe rpunk t :  D i e  Zukun f t  de r  B i b l i o theken

Ketzerische Gedanken 
zur Sonntags öffnung

„Gott sei Dank! Ich muss am Sonntag 
nicht arbeiten!“ Dem Studenten steht die
Erleichterung ins Gesicht geschrieben. Ich
dagegen bin bass erstaunt: Gerade hatte
ich ihm erklärt, dass die gewünschten
Dissertationen erst nach dem Wochenende
für ihn bereit liegen würden. Entrüstung
hatte ich erwartet – nicht Entspanntheit.
Und doch mache ich nicht alleine derartige
Erfahrungen; andere BibliothekarInnen
berichten von ähnlichen Erlebnissen.

VON KERSTIN THORWIRTH

Heute im hektischen Alltagsgetriebe erscheint
vielen jede Pause wie ein Anachronismus.

Dass sämtliche Informationsmittel jederzeit zur
Verfügung stehen müssen, gilt als normal. Einer
ganzen Reihe von Berufszweigen spricht die
öffentliche Meinung die Berechtigung der Sonn -
tagsruhe mit der Begründung ab: nicht mehr zeit-
gemäß. Auch wirtschaftspolitisch gerät der freie
Sonntag immer stärker unter Druck, sein Schutz
wird immer löchriger. Seit den 1990er Jahren ist
die Zahl der Sonntagsarbeitenden von acht auf elf
Millionen gestiegen. 

BibliothekarInnen, die um den Bestand ihrer
Ein  richtung fürchten, lassen sich leicht von der

Die Entgrenzung und
Verdichtung von Arbeit
trägt dazu bei, dass selbst
junge Leute immer häufiger
an psychischen Problemen
leiden. Wäre es da nicht
sinnvoll, das Recht der
Bibliotheks angestellten auf
ein familiäres und soziales
Leben zu stärken?
Benötigen nicht auch sie
einen ausreichend langen
Erholungszeitraum, um 
auf ihren Arbeitsstellen
gesund das Renteneintritts -
alter zu erreichen?

Die Diskussionen in der
Öffentlichkeit und selbst
unter BibliothekarInnen sind
kontrovers und polarisiert.
Doch ver.dis Position als
Interes sensvertretung der
Beschäftigten ist klar: Wir
lehnen die sonntägliche
Öffnung von Bibliotheken
ohne grundlegende
Änderung der Arbeitsbedin -
gungen und der Finanzie -
rung ab. Stattdessen wollen
wir reden über Arbeits -
verdichtung sowie Service -
einschränkungen  aufgrund
von Arbeits zeit verlagerun -
gen bis in die Abendstunden
und ins Wochenende. 
Wir mobilisieren gegen die
 massiven Mittelkürzungen,
die zu Bibliotheks -
schließungen führen. 
Gute Arbeit ist unser Ziel, 
nicht  sonntägliche! b

Not wendigkeit der Sonntagsöffnung überzeugen.
Da Bibliotheken außerdem ständig unter Recht -
fertigungsdruck zu stehen scheinen, haben sie ein
großes Interesse, neue Nutzergruppen zu gewin-
nen. Auch aus bildungspolitischer Perspektive
scheint es wünschenswert, Menschen anzulock -
en, die den Räumlichkeiten bisher fern geblieben
sind. Doch reale Beobachtungen lassen auch ganz
ketzerische Fragen aufkeimen: Werden Biblio the -
ken hier vielleicht missbraucht für soziale Auf -
gaben, die Kommunen aus finanziellen Grün den
nicht mehr erfüllen können? Sollen sie zum unge-
eigneten Ersatz werden für Jugendclubs und
andere soziale Begegnungsstätten, die zuvor ge -
schlossen wurden? 

Bibliotheken verstehen sich als Bildungsstät -
ten. Müssen sie dafür wirklich sonntags geöffnet
sein, oder ordnen sie sich damit nur dem allge-
meinen Trend von Unverbindlichkeit und Spon -
tanität unter? Nutzen Menschen, die täglich,
nächtlich und sonntäglich in die Lesesäle pilgern,
wirklich die Bestände der Bibliothek oder suchen
sie nur einen Ort, um ungestört von aller häusli-
chen Ab lenkung ihre Lern- und Arbeits aufgaben
zu erfüllen? Ist der Erfolg ihrer Studien unab-
dingbar an eine sonntägliche Öffnung von Bi -
blio theken und den Einsatz qualifizierten Per -
sonals gebunden?
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VON MONIKA FOMENKO

Die Deutsche Forschungsgemeinschaft (DFG)
hat ein Forschungsprojekt bewilligt zum

Thema „Cloudbasierte Infrastruktur für Biblio -
theksdaten“. Die Formulierungen des Auf trags
suggerieren, dass es keine Alternativen gibt zu
den großen Softwareanbietern ExLibris und
OCLC. Sie sollen im Rahmen des Projektes die
nötige Struktur sowie die Programme ALMA bzw.
WorldCat (weiter-)entwickeln. In der Konsequenz
würden künftig alle Katalog- und Nutzerdaten
ebenso wie die Eingaben der Beschäftigten auf
Rechnern der Firmen gespeichert und verarbeitet,
von denen bereits die Software stammt. Ganz
klar: Die Abhängigkeit von den beiden Konzernen
würde sich potenzieren.

Ob es rein technisch ein Zurück aus einer sol-
chen Bindung z.B. in das System eines anderen
Anbieters geben könnte, mögen jene beurteilen,
die schon mit der Migration großer und komple-
xer Datenmengen zu tun hatten. Was sich jeden-
falls zur Zeit abzeichnet sind Probleme bei der
Vertragsgestaltung mit ExLibris in Bezug auf den
Datenschutz. Bisher plant die Firma, die Infor -
mationen der deutschen Bibliotheken in Amster -
dam zu verarbeiten und Zugriffsmög lichkeiten
aus Israel einzurichten, wo ExLibris seinen Stamm -
sitz hat. Deutsche Datenschützer schlagen Alarm:
Bei einer Verarbeitung im Ausland gilt das jeweili-
ge Landesrecht – und das lässt vielleicht weitrei-
chende Zugriffe auf die Daten zu. Deshalb verlan-
gen sie, dass die Speicherung und Verarbeitung in
Deutschland stattfindet. 

Bei alledem geht es faktisch um Outsourcing
von Tätigkeiten. Beschäftigte, die überwiegend
katalogisiert oder sich um die Pflege der Biblio -
theks server gekümmert haben, müssen mit
Dequalifizierung oder gar Wegfall ihrer Stellen
rechnen. Dagegen argumentieren die Befür -
worter des Projekts, dass Kapazitäten für neue
Aufgaben der Bibliotheken frei würden. Selbst
wenn man dem Glauben schenkt, ist in jedem Fall
mit einer erheblichen Veränderung der Berufs -
bilder insbesondere im gehobenen Dienst zu
rechnen – und das in Zeiten immer knapper zuge-
messener Mittel für die Bibliotheken.

Arbeitnehmervertretungen stehen jetzt vor
der wichtigen und schwierigen Aufgabe, die Soft -
ware-Ergonomie zu beurteilen und zu beeinflus-
sen. Sie müssen versuchen sicherzustellen, dass
Persönlichkeitsrechte gewahrt werden, die Sys te -
me verständlich und gebrauchstauglich sind und
zu guten Arbeitsbedingungen führen. 

In Berlin konnten die Personalräte der Hoch -
schulen gemeinsam mit Datenschützern eine vor-
schnelle Unterschrift unter einen Vertrag mit
ExLibris verhindern. Nun wird hier unter großer
Ge heimhaltung weiter verhandelt. An der Uni -
versitätsbibliothek Mannheim unterschrieben die
Verantwortlichen im Herbst 2013 einen Kontrakt,
sehen sich nun aber genötigt, noch einmal
 da r  über nachzudenken. Eines ist sicher: Für
Gewerk schaften, Personalräte und Datenschutz -
beauftragte liegt in den Wolken ein weites Tätig -
keitsfeld. b

Bibliotheken 
in den Wolken

In der Wolke zu arbeiten ist
kein Wolkenkuckucksheim
mehr, sondern soll zuneh-

mend auch in Bibliotheken
Einzug halten. Beim so

genannten Cloud
Computing werden die

Daten nicht mehr auf dem
eigenen Rechner oder

Server gespeichert und ver-
arbeitet, sondern auf den

Maschinen von Dienst -
leistern, die irgendwo in

der Welt stehen. Der
Vorteil: Der Speicherplatz

für große Datenmengen
und immer komplexere

Verarbeitungsprogramme
muss nicht mehr beim

Nutzer vorgehalten
 werden. Auch die Pflege

der Programme wird
 abgegeben. Doch zugleich
 verlieren die Auftraggeber

die Kontrolle über 
ihre Daten. 

Wer seine Dateien in Wolken lagert, kann sie

kaum gegen fremde Blicke schützen
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Format PDF/A kann man zu Recht vermuten, dass das langfristig
lesbar sein wird.

Mit der Volltextsuche glauben manche ZeitgenossInnen, dass
Bibliotheken überflüssig werden.

Weil heute alles verfügbar ist, scheint auch alles archivierbar.
Das aber ist nicht möglich – und auch nicht sinnvoll. Wir müssen
auswählen. Das ist ein gesellschaftlicher Diskurs. Auch bisher
haben Archive ja nicht alles angenommen, sondern nach be -
stimmten Kriterien ausgewählt. Sie haben Erfahrung mit diesen
Fragen und könnten den Bibliotheken helfen, den richtigen Weg
zu finden. Große Bibliotheken sind vertrauenswürdige Orte. Ich
sehe nicht, dass ihre Aufgabe überflüssig geworden ist. 

Große wissenschaftliche Verlage verkaufen heute oft nur noch
den Zugang zu ihren Publikationen. Wenn eine Bibliothek ein 
Abo kündigt, können die Leser auch die früheren Ausgaben nicht
mehr lesen. Insofern können Bibliotheken den Zugang doch gar
nicht mehr gewährleisten. 

Am Anfang war es so, dass Bibliotheken den Zugang zu elek-
tronischen Zeitschriften gekauft haben: Über eine bestimmte 
IP-Adresse konnten die Leser auf die Inhalte zugreifen, doch die
lagen auf Verlagsservern. In der Zwischenzeit ist man schlauer
geworden und versucht, Verträge so auszugestalten, dass einmal
erworbene Inhalte gespeichert  werden können und es einen dop-
pelten Boden gibt. Das ist nicht nur wichtig, wenn eine Bibliothek
einen Vertrag kündigt, sondern auch, wenn ein Verlag pleite geht
oder ein Verlagsserver aus  welchem Grund auch immer nicht
zugänglich ist. Allerdings sind viele Bibliotheken dazu technisch
bisher noch nicht in der Lage. Gegenwärtig wird überlegt, wie
man entsprechende Infrastrukturen kooperativ aufbauen kann. 

Das kostet ja bestimmt viel Geld. Sehen Sie die Chance, dass
Bibliotheken ausreichend finanzielle Mittel bekommen?

Ich bin pessimistisch, dass Bibliotheken deutlich mehr Geld
bekommen. Deshalb müssen sie aus meiner Sicht Mittel zu -
gunsten von digitalen Medien umschichten. b

Interview: Annette Jensen

biwifo: Immer mehr Bücher und Zeitschriften existieren nur
noch in digitaler Form. Was heißt das für die Bibliotheken?

Beate Rusch: Im Grund tun sie weiter das, was sie bisher
getan haben: Sie kaufen Informationen, erschließen und präsen-
tieren sie, machen sie zugänglich und achten darauf, dass sie
auch auf Dauer zugänglich sind. Für Universitätsbibliotheken
kommen neben digitalen Zeitschriften und Büchern zunehmend
digitale Forschungsdaten hinzu, um die sie sich ebenfalls küm-
mern.

Wie können Bibliotheken solche Bestände auf Dauer sichern? 

Wir sprechen heute nicht mehr von Langzeitarchivierung,
 sondern von Langzeitverfügbarkeit. Zum einen muss man dafür
 sorgen, dass die Daten bit-getreu aufbewahrt werden. Durch die
natürliche Strahlung auf der Erde können Bits – technisch ge -
sprochen – kippen und so die Informationen verändern. Große
Bandroboter, wie wir sie hier im Konrad-Zuse-Zentrum im Keller
haben, stellen solche Veränderungen fest und beheben sie. 
Die Daten werden außerdem mindestens alle paar Jahre auf
Magnetbänder der neusten Generation kopiert. Dieses Problem
ist technisch gelöst.

Wo gibt es denn Schwierigkeiten? 

Was nicht gelöst ist ist die Frage, wer zuständig ist und dafür
bezahlt. Kleinere Bibliotheken benötigen für solche Aufgaben
spezialisierte Rechenzentren als Dienstleister. Außerdem bedeutet
die Tatsache, dass ich ein bitgenaues Dokument erhalte, noch
lange nicht, dass ich es nach zehn Jahren auch noch lesen kann.
Dateiformate und Geräte ändern sich. Die Filme von der ersten
Mondlandung sind heute nicht mehr verfügbar, weil man sich
nicht um die Archivierung gekümmert hat. 

Was hat man daraus gelernt? 

Es geht bei der digitalen Langzeitverfügbarkeit nicht um einen
einmaligen Akt, sondern das ist ein permanenter, lebendiger
Prozess. Ich vergleiche das manchmal mit Duschen auf dem
Campingplatz: Damit das Wasser weiterläuft, muss man regel -
mäßig eine neue Münze einwerfen. In der Regel werden heute
außerdem Formate verwandt, die man für stabil hält und die gut
beschrieben sind, so dass sie sich gut konvertieren lassen. Vom

Beate Rusch leitet als
wissenschaftliche
Bibliothekarin den
Kooperativen
Bibliotheksverbund
Berlin-Brandenburg 

„Bibliotheken
 brauchen Zugang 
zu Bandrobotern“
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B ranchenana l y s e

Die Bundesarbeitsgruppe „Studierenden -
werke“ (BAG) hatte eine Branchenanalyse
in Auftrag gegeben – nun liegt die Studie
vor. Die AutorInnen Reinhard Dudzik,
Brigitte Mönch und Wasiliki Papatheodorou
sollten zum einen die Studierendenwerke
mit ihren vielfältigen Aufgaben und unter-
schiedlichen Beschäftigtengruppen stärker
be kannt machen. Zum zweiten verfolgt 
die BAG das Ziel, die Personalräte zu unter -
stützen und gewerkschaftliche Strukturen
aufzubauen, um die Arbeits bedingungen
zu verbessern. 

VON WALTER LOCHMANN

„Wir sorgen dafür, dass ihr studieren könnt.
Um den Rest kümmern wir uns“, so

beschreiben die ver.di-Aktiven die vielfältigen
Aufgaben der 58 Studierendenwerke mit ihren
18.000 Beschäftigten. Sie sind zuständig für das
Wohl von 2,3 Millionen Studierenden an über
300 Hochschulen.

An der Umfrage beteiligten sich 35 Studie ren -
denwerke, was einer Rück lauf quote von knapp
62% entspricht. Wasiliki Papatheodorou freut
sich darüber, dass alle Bundesländer vertreten
sind. Brigitte Mönch benennt die Vielfalt der Auf -
gaben: Sie reichen von 875 Gastronomie einrich -
tungen über 184.000 Wohnheimplätze bis hin
zur Bearbeitung von 423.000 BAföG-An trägen.
Auch psychologische und soziale Bera tung, die
Unterstützung von 265.000 internationalen
Studierenden und der Betrieb von 241 Kinder -
tages einrichtungen mit mehr als 8.500 Plätzen
gehören dazu. Bei den Studierenden werken
arbeiten Haus meiste rInnen, KöchInnen, Service -
kräfte, PsychologInnen und BAföG-Sach bear -
beiterInnen ebenso wie Erzie herIn nen, IT- und
LabortechnikerInnen und Ver waltungsangestellte.

Überrascht hat die BAG, dass selbst in der am
schlechtesten vergüteten Entgelt gruppe 1 haupt-
sächlich mit Teilzeitkräften gearbeitet wird. Ge -
nerell gibt es in den Studieren den werken mehr
Frauen – und die arbeiten überwiegend in Teilzeit.
„Eine Teilzeitbeschäftigung in der EG 1 führt
zwangs läufig in die Altersarmut“, betont Rein -
hard Dudzik, der den Fachbereich in der Bundes -
tarif kommission Öffentlicher Dienst vertritt. Selbst
eine Vollzeitkraft hat nach 40 Berufsjahren nur

einen Anspruch auf eine Brutto rente von knapp
740 Euro, wovon der Beitrag für Kranken- und
Pflegeversicherung noch abgeht. 

Das Thema „Ausgründungen“ ist laut den zu -
rückgeschickten Fragebögen vor allem in den
westdeutschen Bundesländern präsent: Elf Stu -
den tenwerke haben eine GmbH gegründet, die
meisten davon in NRW. In den neuen Bundes -
ländern gibt es dagegen nur in Chemnitz eine
Aus grün dung. Betroffen sind vor allem Reini -
gung, aber auch Hochschulgastronomie. „Gerade
hier sind die Beschäftigten gefordert, mit ver.di
dafür zu sorgen, dass es nicht zu dramatisch
schlechteren Arbeitsbedingungen kommt“, so
der Tenor der BAG. 

Bisher gibt es nur an wenigen Standorten eine
ver.di-Betriebsgruppe. Das sollte sich ändern. Per -
sonalräte existieren dagegen überall, meist auch
Schwerbehindertenvertretungen. Rar sind dage-
gen Jugend- und Auszubildenden vertre tun gen,
was auch damit zusammenhängt, dass nicht alle
Studierendenwerke ausbilden und die notwendi-
ge Zahl an Azubis oft nicht erreicht wird.

In den Verwaltungsräten, die deutlichen Ein -
fluss auf die Politik der Geschäftsführungen
haben, sind gewählte Beschäftigten vertreterIn -
nen sehr häufig vertreten. Das rot-grüne NRW hat
ihre Zahl kürzlich per Gesetz auf zwei erhöht.
Dagegen sieht die Novelle im grün-rot regierten
BaWü nur eine beratende Funktion für die Per -
sonalrats-Vorsitzenden vor. Damit sich hier weiter
etwas in Richtung besserer Arbeits bedingungen
bewegt, ist eine Steigerung des Organisations -
grades nötig – und möglich, ist die BAG über-
zeugt. b

Bilanz der
Studierendenwerke

H O C H S C H U L E N

W   Hohe NC-Quoten
45,5 Prozent der Studien -

gänge sind deutschlandweit mit
einem Numerus Clausus (NC)
belegt. Die Quoten reichen von
26,2 Prozent in Thüringen bis
69,5 Prozent in Bremen. Alle
Stadt staaten liegen deutlich über
dem Durchschnitt. Bachelor-
Studiengänge sind durchschnitt-
lich mit 51,5Prozent NC-be -
schränkt, Master-Studien gänge
dagegen „nur“ zu 37,7 Prozent.
Große Unterschiede gibt es auch
zwischen den Stu dienfächern.
Rechts- , Wirtschafts- und Sozial -
wissen schaften sind am häufigs -
ten zulassungsbeschränkt. 

     Die Einzel ergebnisse des 
CHE Numerus Clausus-Check
2013/2014 sind nachzulesen
unter
http://www.che.de

W   Prognose über
Studien anfängerzahlen
bis 2025

Die Kultusministerkonferenz
hat erneut die Prognose der
Studienanfängerzahlen nach
oben korrigiert. Sie kommt auf
durchschnittlich 37.000 zusätz -
liche StudienanfängerInnen pro
Jahr ab 2016. Insgesamt
schwan ken zwar die Zahlen, sie
werden voraussichtlich von aktu-
ell 507.000 (2013) allmählich
und kontinuierlich zurückgehen.
Mit prognostizierten 465.000 im
Jahr 2025 liegen sie aber deut-
lich über der letzten Schätzung
von vor zwei Jahren.

Die Zunah me wird auf fol-
gende Faktoren zurückgeführt:
steigende Beteili gung in schuli-
schen Bildungs gän gen, die zur
Hochschulreife führen, Zunahme
der Studien anfängerInnen mit im
Ausland erworbener Hochschul -
zugangs berechtigung, steigende
Studier neigung, höhere Anzahl
beruflich Qualifizierter, die ein
Studium aufnehmen.

Auslagerung von Geschäftsfeldern in
12 Studentenwerken

W Hochschulgastronomie          W Reinigung
W Kultur                                    W Technik/Wohnen
W Sonstiges (Buchhandlung, div. Dienstleist., Automatenbetrieb)

23%

36%

23%

9%
9%
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Wei t e rb i l dung

Der Termin weckte hohe Erwartungen: Am
28. März fuhren VertreterInnen der ver.di
AG Weiterbildung zum Chefeinkäufer der
Bundesagentur für Arbeit (BA). Ziel des
Gesprächs mit Norbert Köngeter war es,
auf die Missstände hinzuweisen, die durch
die Vergabepolitik der BA bei den Arbeits -
bedingungen entstehen – und Abhilfe
 einzufordern.

VON MAREN KALTSCHMIDT UND
WALTER LOCHMANN

Beide Seiten teilten die Einschätzung, dass eine
hohe Qualität der Kurse nur mit qualifiziertem

und anständig bezahltem  Personal zu erreichen
ist: Der Mindestlohn markiert lediglich eine untere
Grenze und kann nicht der Standardlohn sein.
Konsens bestand auch darüber, dass langfristige
Geschäftsbeziehungen zwischen der BA und den
Trä gern für die Betreuungskontinuität wünschens-
wert sind. Köngeter versicherte, dass er starke Ar -
beitnehmervertretungen grundsätzlich be grüßt,
weil sich gute Arbeitsbedingungen positiv auf die
Durchführung der Maßnahmen auswirken.

Kontroverser waren dagegen die Meinungen,
ob die gegenwärtige Vergabepraxis die wün-
schenswerten Bedingungen fördert oder er -
schwert. Nach wie vor schreibt die BA die Maß -
nahmen im SGB II/SGB III- Bereich öffentlich aus.
In den Vergabeunterlagen legt sie Rahmen  be -
 din gungen wie Personal schlüssel oder Wochen -
arbeitszeiten fest. Im Jugendlichen-Reha-Bereich
werden Leistungsvereinbarungen mit den 52
Reha-Ein rich tungen zu bestimmten Kosten sät zen
abgeschlossen, die ebenfalls unmittelbare Rück -
wirkun gen auf die Arbeitsbedingungen haben.
Die Arbeit geber sind bei der Gestaltung der Rah -
menbedingungen beteiligt: Ihre VertreterInnen
treffen sich regelmäßig mit BA-Verantwortlichen.
Dabei verabredeten sie beispielsweise die seit
2013 bestehende Pflicht zu so genannten „Frei -
zeit fahr ten“ bei Maßnahmen für Jugendliche und
junge Erwachsene. 

Die ver.dianerInnen fragten Norbert Köngeter,
ob bei der Gestaltung der Rahmenbedingungen
künftig nicht auch ArbeitnehmervertreterInnen
einbezogen werden könnten; im BA-Verwal tungs -
rat herrsche ja schließlich auch Drittel parität. Der

Chefeinkäufer äußerte sich zwar interessiert an
Vorschlägen für konkrete Maß nahmen, sah aber
keine Möglichkeit, bei diesen Fragen das Drei-
Bänke-System nachzubilden. Aus seiner Sicht sind
die Arbeitgeber die Verhand lungspartner, weil mit
ihnen die Verträge geschlossen werden.

Auch einige akute Probleme bei den Arbeits -
bedingungen hatte die ver.di-Delegation im
Gepäck. Ein wichtiger Punkt war erneut das
Thema Freizeitfahrten. Die BA hat dafür in der
diesjährigen Ausschreibungsrunde den Personal -
einsatzschlüssel auf mindestens 1:12 festgelegt.
Bei Reisen mit Minderjährigen besteht jedoch eine
Aufsichtspflicht rund um die Uhr, die eine Einzel -
person nicht erfüllen kann – auch weil sie sonst
gegen das Arbeitszeitgesetz verstoßen würde.
Somit müssten für eine zwölfköpfige Gruppe
mindestens zwei, für größere Kurse sogar vier Be -
gleitpersonen eingesetzt werden. Das aber wider-
spricht der Erfahrung. Dennoch sah Kön geter
keine Notwendigkeit, die Leistungs beschrei bung
zu verändern: Gesetzestreue sei eine Grund -
voraus  setzung für die Beteiligung an BA-Aus -
schreibungen.

Auch die hohen Quoten befristeter Beschäf -
tigung brachten die GewerkschafterInnen auf
den Tisch. Köngeter plädierte zwar für den Ein -
satz von Festangestellten, hält aber auch hier die
BA-Anforderungen für ausreichend: Über die
Dauer der Maßnahme ist das Personal fest anzu-
stellen, so die Vorgabe. Die ver.dianerInnen ent-
schieden, die Gespäche fortzusetzen: Steter
Tropfen höhlt den Stein. b

M E L D U N G E N

W   Bildungsbericht
erschienen

Auch wenn die Daten des
Berichtes „Bildung in Deutsch -
land 2014“ überwiegend aus
dem Jahr 2012 stammen, so
handelt es sich doch um ein sehr
interessantes Dokument. Neben
Grundinformationen zur Bildung
in Deutschland beinhaltet er Da -
ten zu allen Phasen des lebens -
langen Lernens. Einen Schwer -
punkt legt die Studie diesmal
auf Menschen mit Behinde run -
gen. Der Bericht ist entweder als
Printversion beim W. Bertels -
mann Verlag zu bestellen oder
als Onlineversion unter
http://www.bildungs
bericht.de/daten2014/bb_
2014.pdf zu erhalten.

W   Fotowettbewerb für
ver.di-Frauenkalender

Für das Kalenderjahr 2016
will der ver.di-Bundesfrauenrat
einen Frauenkalender herausge-
ben. Anlass dafür gibt es genug:
Schließlich ist ver.di die größte
Frauenorganisation Deutsch -
lands. Mehr als 51 Prozent der
Mitglieder sind weiblich. Für 
den Kalender werden Fotos von
Frauen in ihrer täglichen Er -
werbs arbeit gesucht, die die
Charakteristika der verantwor-
tungsvollen, oft auch harten
Arbeit von Frauen eindrucksvoll
darstellen. Jedes ver.di-Mitglied
kann bis zum 31. Juli 2014 maxi-
mal drei Fotos einreichen und
damit am Fotowettbewerb für
den Kalender teilnehmen. ver.di-
Beschäftigte sind von der Teil -
nahme ausgeschlossen. Als
erster Preis winken 750 Euro
und es gibt auch für weitere
GewinnerInnen Geld- oder
Büchergutscheine. Bitte die digi-
talisierten Bilder auf einer 
CD ROM an folgende Adresse
schicken: 
ver.di – Vereinte
Dienstleistungsgewerkschaft
Ressort 14, Bereich Frauen-
und Gleichstellungspolitik,
Stichwort: Fotokalender,
10112 Berlin 
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M Ü N C H E N

W   Abenteuer der
Betriebsratswahl im Lycée
Jean Renoir

Seit es einen neu gewählten
Betriebsrat im Lycée Jean Renoir
gibt, wird auf die Betriebsrätin -
nen vom Arbeitgeber Druck
 ausgeübt. So dürfen sie ihren
Arbeits platz zur Wahrnehmung
ihres Mandates nicht verlassen.
Hintergrund ist ein vom Arbeit -
geber eingeleitetes Gerichtsver -
fah ren vor dem Arbeitsgericht
München mit dem Antrag auf
Feststellung, dass die Betriebs -
ratswahl nichtig sei. Im Vorfeld
der Wahlen gab es schon ein
Verfahren. Da entschieden die
Richter: Die Namen der in der
Schule beschäftigten französi-
schen BeamtInnen müssen dem
Wahlvorstand zur Verfügung
gestellt werden, das deutsche
Arbeitsrecht findet Anwendung.

W   Umkleidezeit im
Studentenwerk nach der
Stoppuhr
    Dank der ver.di-Personalräte

wurde die Umkleidezeit für das
Personal in den Mensen nach
dem BAG-Urteil vom 19.09.2012
- 5AZR 678/11 angepackt:
„Umkleidezeiten und durch das
Umkleiden veranlasste innerbe-
triebliche Wegezeiten sind im
Anwendungsbereich des TV-L
vergütungspflichtige Arbeitszeit.
Wenn der Arbeitgeber das Tragen
einer bestimmten Kleidung vor-
schreibt, muss das Umkleiden im
Betrieb erfolgen.“ Für die Zeiten
davor berechnete die Leitung
acht Minuten – einige KollegIn -
nen verlangten erfolgreich 15
Minuten. 

W   Betriebsrats-Paten für
Museum gesucht 

Die Beschäftigten des Haus
der Kunst haben erstmalig am
25.6.2014 einen Betriebsrat
gewählt. Herzlichen Glück -
wunsch! Nun wird eine Betriebs -
rats-Patenschaft aus einem
 privaten Museum gesucht. 
Bitte melden bei almut.
buettner-warga@verdi.de

Mehrere Bundesländer modernisieren ihre
Hochschulgesetze. Aus Sicht der Gewerk -
schaften gehen die Neuerungen grundsätz-
lich in die richtige Richtung – auch wenn
sich ver.di an vielen Stellen noch deutlich
mehr wünschen würde. Viele Hochschul -
rektoren sehen dagegen ihre Macht -
position gefährdet, und auch Wirtschafts -
vertreter protestierten. 

VON ANNETTE JENSEN

In Nordrhein-Westfalen will Wissenschafts minis -
terin Svenja Schulze von der SPD das „Hoch -

schulfreiheitsgesetz“ ihres FDP-Vorgängers erset-
zen durch das „Hochschulzukunftsgesetz“. In
einem gemeinsamen Planungsprozess sollen die
37 Hochschulen aufeinander abgestimmte Ent -
wicklungspläne erstellen. Während sich die Rolle
der Politik in der Vorgängerregierung mehr oder
weniger darauf beschränkte, jährlich 5,8 Milli -
arden Euro öffentliche Gelder bei den Hoch -
schulen abzuliefern, soll es nun bei Wirtschafts-
und Personalfragen wieder gemeinsame Grund -
regeln geben. 

Außerdem zielt das neue Gesetz darauf ab,
die Transparenz bei der Zusammenarbeit mit
Drittmittelgebern zu erhöhen – was lautstarken
Protest aus Unternehmenskreisen hervorrief und
bereits zu einer Abschwächung der Formulie -
rungen führte. Darüber hinaus kündigte Schulze
an, die Demokratie in den Hochschulen zu stär-
ken und dem von ProfessorInnen, Beschäftigten
und Studierenden besetzten Senat wieder mehr
Einfluss zu verschaffen. Aus ver.di-Sicht geht das
Gesetz hier allerdings längst nicht weit genug: Die
Hochschulleitungen und extern besetzten Hoch -
schulräte sollen auch künftig die Organe mit den
weitreichendsten Befugnissen bleiben. Außerdem

wird nichts gegen die zu geringe Zahl an Mas -
terstudienplätzen und die mangelnde Durch läs -
sig keit getan. 

In NRW arbeiten 122.000 Menschen an
Hochschulen. Anders als in anderen Bundes -
ländern sind sie keine Landesbeschäftigten mehr.
ver.di und die Personalvertretungen hatten dafür
gekämpft, dass die von der Vorgängerregierung
getroffene Entscheidung rückabgewickelt wird,
konnten sich aber nicht durchsetzen. Nun gilt es,
zumindest rechtsverbindliche Standards zu schaf-
fen, die sich notfalls auch vor Gericht einfordern
lassen. Noch ist das Gesetz nicht verabschiedet.
Nach Eingang von etwa 100 Voten aus unter-
schiedlichen Kreisen fand zwischenzeitlich eine
Experten anhörung statt. Klaus Böhme, Vor -
sitzender des Fachbereichs Bildung, Wissenschaft,
Forschung und Geschäftsführer der Landes per so -
nal  räte konferenz, vertrat dabei die Inte ressen der
Beschäftigten. 

In Baden-Württemberg ist das neue Landes -
hochschulgesetz bereits verabschiedet. Auch hier
proklamierte die grün-rote Landes regierung die
Abkehr von der unternehmerischen Hochschule.
Allerdings war der Entwurf, der im Herbst 2013
vorlag, an vielen Stellen schwammig. Ver.di und
seinen Mitstreitern ist es immerhin gelungen,
einige Verbesserungen zu erreichen. So wurden
die Vorgaben zur Tarifbindung bei Unter neh -
mens gründungen von Hochschulen verbindlicher
formuliert, berichtet Landesfachbe reichs leiterin
Hanna Binder. Auch bei der Besetzung der Hoch -
schulräte wurde eine Ver besserung erreicht,
indem auch interne Bewerber zugelassen sind.
Außerdem wurde verhindert, dass sich die Gleich -
stellungspolitik auf die Wis senschftlerInnen fo -
kus siert. Verpflichtende Vor gaben zur Erhebung
von Gebühren wurden zurückgenommen.

In Niedersachsen plant die
neue Landes regierung nur klei-
nere Gesetzes ände rungen. Die
Hochschulen erhalten Kompen -
sation für den Wegfall der
Studiengebühren und finanzielle
Planungssicherheit bis 2018.
Auch in Thüringen soll es ein
paar Neuerungen geben, um die
Perspektiven des wissenschaftli-
chen Nach wuch ses zu verbes-
sern. b

Neue Hochschulgesetze
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Aktionswoche in den sächsischen
Studenten werken vom 5. bis 9. Mai: Schon
von Weitem sind die bunten Motive an den
Fenstern zu erkennen. Über die Bildschirme
in den Mensen Freiberg, Chemnitz, Dresden
und Leipzig laufen die Motive von  BILDUNG
KOSTET – einer Initiative des ver.di Fach -
bereiches Bildung, Wissenschaft und For -
schung. Die Beschäf tig ten an den Essens -
ausgaben und an den Kassen tragen grüne
Aktionsbuttons, am ver.di-Stand tummeln
sich Studierende und PolitikerIn nen. Flug -
blätter liegen aus, die das breite Leistungs -
spektrum der Studenten werke beschreiben. 

Hochschulzeitungen und die Homepages der
Studentenwerke hatten die Aktion angekün-

digt. Thema war die dramatische Unterfinan -
zierung der Studentenwerke (siehe rechts). Bis
heute hat ver.di mit der Initiative BILDUNG
KOSTET mehrere Tausend Unterschriften von
Studierenden und Beschäftigten der Studenten -
werke gesammelt, täglich kommen neue hinzu.
Die UnterzeichnerInnen unterstützen die Forde -
rung nach einer spürbaren Erhöhung der staatli-
chen Zuschüsse.

Der Zeitpunkt war bewusst gewählt: In
Sachsen wird am 31. August ein neuer Landtag
gewählt. Erste Erfolge zeichnen sich ab: Die
Oppositionsparteien im Landtag (SPD; BÜNDNIS

90/Die Grünen, DIE LINKE) unterstützen die For -
derungen. Ein Termin mit der Regierungs frak tion
(CDU) ist vereinbart.

Mit der Kampagne BILDUNG KOSTET zeigen
engagierte ver.dianerInnen, dass sie die Situation
nicht länger hinnehmen wollen. Dabei schlägt
ihnen eine Welle der Sympathie entgegen. In
Sachsen formieren sich die Studierendenproteste
gegen die Kürzungsbeschlüsse der Staats regie -
rung: Gute Hochschulbildung muss aufgabenge-
recht finanziert werden, und Studenten werke
gehören unbedingt dazu. Die Kampagne läuft
noch bis Mitte Juli. Dann werden die Unter schrif -
ten dem Landtag überreicht. www.bildung-
kostet.de. b

Anne Voß

Bunter Protest
W   Blühende Land -
schaften – Fehlanzeige

Nach der Wende war viel
von blühenden Landschaften die
Rede – doch wir in den sächsi-
schen Studentenwerken erlebten
stattdessen Personalabbau.
Dafür wurde ein Großteil der
Wohnheime und Mensen moder-
nisiert. Ab dem Jahr 2000 war
auch damit Schluss. Von 2001
bis 2012 sind die staatlichen Zu -
schüsse um 53 Prozent gesenkt
worden. Der Freistaat subventio-
niert nur noch den  laufenden
Mensa-Betrieb. Selbst für In -
stand haltung und Betriebs kosten
werden die Studierenden über
Essenspreise und Semester -
beiträge mit zur Kasse gebeten.
Hochschulbeschäftigte zahlen für
eine gleichwertige Mahlzeit
mehr als Landesbeschäftigte in
ihren Kantinen. Die Zahl der
KollegInnen sank permanent,
immer mehr Einrichtungen
mussten schließen oder wurden
nicht modernisiert. 

In den vergangenen Jahren
hatten wir mit Hilfe unserer
 Ge werk schaft versucht, die Ab -
wärts spirale zu stoppen durch
Gespräche mit Landtags abge -
ord neten, den Führungskräften
der Studentenwerke, Abord -
nungen von Studenten- und
Verwaltungsratsräten. Immerhin
wurden unsere Positionen im
Landtag zitiert – aber mehr Geld
gab es nicht. Nach Veränderun -
gen in der Landesregierung
erhöhten sich die Zuschüsse
zwar kurzfristig, doch danach
ging es weiter bergab. 

Zugleich steigen die Anfor -
derungen: Immer mehr soll von
immer weniger Beschäftig ten
erreicht werden. Sogar von Null-
Euro-Zuschuss war schon die
Rede. Die Grenzen der Belast -
barkeit sind erreicht – und zum
Teil überschritten. Der Kranken -
stand nimmt zu, Leistungs -
angebote können nicht  auf-
rechterhalten werden. b

Hans-Jürgen Schulz

Neue Wege
Zunächst wollten wir – ein ver.di-Arbeitskreis sächsischer StudentenwerkerInnen – wieder ein
Symposium organisieren. Oder gibt es etwas anderes? Gemeinsam mit unserer
Fachbereichsleiterin suchten wir nach Alternativen. 
     Dieses Jahr ist Landtagswahl: Lasst uns unsere Sorgen und Probleme breit bekannt machen!
Gewerkschaft ist auch Einsatz für die Beschäftigten außerhalb von Entgeltrunden. Die Ideen
waren bunt, sie waren anders als das, was ich bisher von meiner Gewerkschaft gewohnt war. Es
hat Spaß gemacht, Inhalte zu definieren, PartnerInnen und MitgestalterInnen zu finden. Manche
Idee, die spontan gut erschien, wurde beim nächsten Treffen gestrichen oder umgemodelt.
Derweil rückte der Druck-Termin für die Flugblätter und Plakate näher und näher. 
     Parallel lief die logistische Planung. Wie und wo können wir uns präsentieren, um viele
Menschen zu informieren und sie möglichst dazu zu bewegen, sich für uns zu engagieren? Die
Mensen erschienen als besonders geeignet. 
     Pünktlich zum ersten Aktionstag war alles fertig. Viele Beschäftigte unterstützten uns. Es war
eine herausragende Erfahrung, gemeinsam etwas für uns und unser Studentenwerk zu tun. Die
Woche hat für einige Beschäftigte ein vollkommen neues Bild von unserer Gewerkschaft ent -
stehen lassen. b

Hans-Jürgen Schulz, PR-Vorsitzender Studentenwerk Leipzig 
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Mut ist vonnöten, weil es darum geht, Kon -
flikte mit dem Arbeitgeber auszutragen.

Angesichts der wirtschaftlichen Macht struk turen
steht die Verteidigung erkämpfter Er rungen -
schaften oft an erster Stelle. Wo möglich, geht es
aber natürlich auch um Fortschritte. Unter -
schiedliche Standpunkte liegen in der Natur der
Sache. Das Bundesarbeitsgericht hat die Kon stel -
lation in einem Urteil so beschrieben: „Das gel-
tende Arbeitsrecht wird auch durchgängig von
zwei gegenstehenden Grundpositionen be -
herrscht, mit denen unterschiedliche Interessen
verfolgt werden. Ohne diesen Interessen gegen -
satz wären im Übrigen gesetzliche Regelungen
über die Mitwirkung der Arbeitnehmerseite an
sozialen, personellen und wirtschaftlichen Ent -
scheidungen des Arbeitgebers gegenstandslos.“

Unterstützung brauchen Betriebsräte, weil sie
mit vielen unterschiedlichen Aufgaben konfron-
tiert sind. Ohne kollegiale und fachliche Beratung

können sie die oft nicht lösen. Flexible Arbeits -
zeiten, Leistungsverdichtung und ihre Folgen wie
psychische Belastungen, Einschnitte bei den
Löhnen und Gehältern sowie im sozialen Bereich
sind nur einige Probleme, mit denen sie zu tun
haben. Angesichts der wirtschaftlichen Entwick -
lung im Bildungs- und Wissenschafts bereich ist es
nötiger denn je, dass die gewählten Betriebsräte
ihre Schutz – und Gestaltungsfunktion wahrneh-
men und aktiv werden.

Daher ist eine Qualifizierung für neue Be -
triebs  räte der erste Schritt. Entsprechende An ge -
bote gibt es auf: www.bildungsprotal. verdi.de

Alle aktuellen Broschüren und Materialien für
neue Betriebsräte und viele aktuelle Informa -
tionen finden sich unter: www.br-wahl.verdi.de
b

Matthias Lindner

Mindestens 25.000 Unterschriften bis zum 1.
September – das ist das Ziel der Initiative

„Lernen für den Frieden“. Am 9. Oktober tagt die
Kultusministerkonferenz in Essen, dort sollen die
Listen übergeben werden. Die Reihe der unter -
stützenden Organisationen ist sehr lang, ver.di
gehört dazu. Trotzdem ist die Kampagne noch
nicht so richtig zum Laufen gekommen. Würden
alle ver.di-Mitglieder unterschreiben, hätten wir
schon mehr als zwei Millionen Unter schrif ten.
Würden alle DGB-Mitglieder ihre Unterstüt zung
bekunden, wären es über sechs Millionen. 

Woran liegt die zögerliche Bereitschaft, den
Aufruf zu unterstützen? Sind Ziviklauseln grund-
gesetzwidrig, wie der Deutsche Hochschul ver -
band vor einiger Zeit behauptete? Eindeutig nein!
Mehrere Gutachten aus den vergangenen Jahren
belegen das. Aber sicher ist die Auseinanderset -
zung in der eigenen Hochschule nicht gerade an -

genehm, wird doch immer mit Stellen und zusätz-
lichem Geld argumentiert, das „uns“ dann verlo-
ren geht.

Man kann hier nur die Forderung des DGB
unterstreichen, die er im Mai beschlossen hat.
„Der DGB fordert daher Hochschulen und For -
schungseinrichtungen auf, sich über Zivil klauseln
auf die Forschung zu zivilen und friedlichen
Zwecken zu verpflichten. Der Abhängigkeit der
Wissenschaft von privatwirtschaftlichen Geld -
gebern muss durch eine ausreichende öffentliche
Finanzierung entgegengewirkt und Zwecke der
Forschung müssen der Öffentlichkeit transparent
gemacht werden.“

Lasst uns unseren Beitrag dazu leisten, die
25.000 Unterschriften zu erreichen. Unterstützt
die Unterschriftensammlung. Die Liste findet ihr
unter www.lernenfuerdenfrieden.de b

Hannelore Reiner 

Betriebsräte brauchen
Mut und Unterstützung

Unterschreibt
„Lernen für den Frieden“!

Die Betriebsratswahlen
2014 sind beendet, und wir

gratulieren allen neu
gewählten Betriebsrats -

mitgliedern. Mit ihrem
Votum haben die Beschäf -
tig ten ihren Wunsch nach
einer starken Vertretung

ihrer Interessen zum
Ausdruck gebracht. Damit

sie dem gerecht werden
können, brauchen gerade

neue Betriebsratsmitglieder
Mut, Unterstützung und

vor allem Kenntnisse über
ihre Aufgaben, Rechte 

und Pflichten. 
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B l i c k  von  außen  und  nach  i nnen

„U-Multirank“ – so heißt ein angeblich
neuartiges und bahnbrechendes Hoch -

schul ranking. Die EU fördert es mit zwei
Millionen Euro. Erklärtes Ziel ist es, die Qualität
der Hoch schulbildung zu verbessern, um Europa
wieder zu einem anhaltenden Wachstum zu ver-
helfen. 

Doch genau hier liegt der Fehler. Hochschul -
rankings bewirken nämlich genau das Gegen -
teil. Sie führen vielerorts dazu, dass Hoch -
schulen an statt Lehre und Forschung wirklich zu
verbessern nur noch daraufhin arbeiten, im
Ranking gut ab zuschneiden.

Wie soll innovative, aufwendige Wissen -
schaft stattfinden, wenn sie gleichzeitig schnell
viele Ver  öffentlichungen hervorbringen muss?
Wie kann eine Forschung ergebnisoffen sein,
wenn sie nur danach gemessen wird, wie viele
Ergebnisse sie in kürzester Zeit liefert? Rankings
erfassen die Quantität und nicht die Qualität
akademischer Leistungen. Wie also könnten sie
die Qualität der Forschung verbessern? 

Als Studentin frage ich mich vor allem, wie
ein Ranking die Lehre an einer Hochschule ver-
bessern soll. Sind aus den erhobenen Daten
wirklich Rückschlüsse zu ziehen, wie gut die
Lehre ist? Leider wird auch hier nur die
Quantität und nicht die Qualtität verglichen. So
gibt es Aussagen, wie viele Studierende ihren
Abschluss in der Regel studienzeit erreichen. Das
sagt aber nichts darüber, wie viel sie tatsächlich
gelernt haben und wie gut sie ihr Wissen an -
wenden können. 

Für die Entscheidung, an welcher Hoch -
schule ich mein Studium absolvieren möchte,
sind Rank ings gänzlich ungeeignet. Auch ich
stand nach dem Abitur vor dem selben Problem
und kaufte mir ein Magazin. Es versprach, dass
ich mit Hilfe des abgedruckten Rankings die
Hochschule finde würde, die am besten zu mei-
nen Vorstellungen passt. Doch wirklich geholfen

hat es mir nicht. Am Ende war die Entfernung
zu meinem Heimat ort deutlich ausschlaggeben-
der als die verschiedenfarbigen Punkte in der
Hitliste. 

Nun aber soll das „U-Multirank“ ja ganz an -
ders sein und die bisher gemachten Fehler hin-
ter sich lassen. Schafft es das? Immerhin soll es
das erste Ranking ohne Ranking sein. Auch die
verschiedenen Hochschultypen berücksichtigt
es. Dennoch lässt sich eines nicht übersehen: Bei
der Entwicklung des „neuen“ Hoch schul rank -
ings hat das Centrum für Hochschul entwicklung
(CHE) starken Einfluss genommen und dafür
gesorgt, dass die CHE-Methodik zum Einsatz
kam. Und genau diese Methodik und ihre feh-
lende Transparenz wurden bereits wiederholt
stark kritisiert. 

Aufgrund dieser Mängel boykottierten sogar
ganze Fachbereiche und Hoch schu len die
Teilnahme. Faktisch ist das „U-Multi rank“ wohl
nichts anderes als eine neue Aufarbeitung der
methodisch schlecht gesammelten Daten. Und
weiterhin fehlt eine Erklä rung, wie mit dem
Vergleich der Hochschulen untereinander die
ersehnte Verbesserung der Hoch schulbildung
erreicht werden soll.

Mein persönliches Fazit: Das U-Multirank ist
nur ein mit Glitzer verziertes Hochschulranking.
Oberflächlich betrachtet scheint es mehr zu
sein, doch wie alle anderen Rankings ist es kom-
plett wertlos. Der einzige Garant, die Qualität
von Forschung und Lehre zu verbessern, ist eine
ausreichende Grundfinanzierung von unseren
Hochschulen. Nur so können sie vorhandene
Män gel beseitigen, ohne Sachzwänge von
außen ihre Entscheidungen treffen und auto-
nom neue Wege ausprobieren. Die zwei Milli -
onen Euro für das U-Multirank wären hierfür
auf jeden Fall besser investiert gewesen. b

Nadja Brach

Marika Fleischer

W   Kollegin Marika Fleischer
gehört als Lehrkraft für besonde-
re Aufgaben zum wissenschaft -
lichen Personal der Universität
Rostock. Sie ist im Sprachen -
zentrum in der fachsprachlichen
Englischausbildung tätig. Gleich -
zeitig ist sie mit einer 50-Pro -
zent-Freistellung Vorsitzende des
Per sonalrats für die wissen -
schaft  lichen Beschäftigten (WPR)
und Mitglied im Gesamt perso -
nalrat. Dieser Spagat zwischen
hohem Engagement in der Lehre
und den Pflichten als Personal -
rats vorsitzende und der hiermit
verbundenen Doppelbelastung
reicht offensichtlich noch nicht.
In ver.di ist Kollegin Fleischer
langjähriges Mitglied im Bundes -
fachbereichsvorstand 5 und im
Landesfachbereichs vorstand. In
der Bundesarbeits gruppe Hoch -
schulen nimmt sie die Funktion
der stellvertretenden Sprecherin
wahr. In diesen Ämtern setzt sie
sich vor allem für die Verbesse -
rung der Arbeits bedingungen
von unserem wissenschaftlichen
Nachwuchs und gegen prekäre
Beschäftigungs verhältnisse ein.
So manche Stellungnahme und
manches Flugblatt des Fach -
bereichs stammt aus ihrer Feder.
     
     Marika Fleischer wird als
zuverlässige, kompetente und
parteiliche Kollegin geschätzt.
Sie zählt zu jenen Mitgliedern,
die in hohem Maße Arbeit,
Personalrat und gewerkschaft -
liche Ziele in Einklang bringen.
Die Zusam men  arbeit macht ein-
fach Spaß. b

Rainer Herter

Rankings sind 
rausgeschmissenes
Geld

Fo
to

: p
riv

at



Ich möchte Mitglied werden ab 

Geburtsdatum 

Geschlecht  weiblich  männlich

 Beitrittserklärung  Änderungsmitteilung

Titel / Vorname / Name

Straße Hausnummer

 
PLZ  Wohnort

 

Staatsangehörigkeit

Telefon

E-Mail

W
-3

27
2-

03
-1

11
3

Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft
Gläubiger-Identifikationsnummer: 
DE61ZZZ00000101497
Die Mandatsreferenz wird separat mitgeteilt.

SEPA-Lastschriftmandat
Ich ermächtige ver.di, Zahlungen von meinem Konto 
mittels Lastschrift einzuziehen. Zugleich weise ich 
mein Kreditinstitut an, die von ver.di auf mein Konto 

BIC   

 
IBAN 

Ort, Datum und Unterschrift

Datenschutz
Die mit diesem Beitrittsformular erhobenen personenbezogenen Daten, deren Änderungen und Ergänzungen werden ausschließlich gem. § 28 Abs. 9 Bundesdatenschutz-
gesetz (BDSG) erhoben, verarbeitet und genutzt. Sie dienen dem Zweck der Begründung und Verwaltung Ihrer Mitgliedschaft. Eine Datenweitergabe an Dritte erfolgt 
 ausschließlich im Rahmen dieser Zweckbestimmung und sofern und soweit diese von ver.di ermächtigt oder beauftragt worden sind und auf das Bundesdatenschutzgesetz 
verpflichtet wurden. Ergänzend gelten die Regelungen des Bundesdatenschutzgesetzes in der jeweiligen Fassung.

Titel / Vorname / Name vom/von Kontoinhaber/in (nur wenn abweichend)

Straße und Hausnummer

PLZ Ort 

 

Ort, Datum und Unterschrift 

Beschäftigungsdaten 
 Arbeiter/in  Beamter/in  freie/r Mitarbeiter/in 
 Angestellte/r  Selbständige/r  Erwerbslos

 Vollzeit 
 Teilzeit, Anzahl Wochenstunden: 

 Azubi-Volontär/in-   Schüler/in-Student/in
 Referendar/in  (ohne Arbeitseinkommen)

bis
 

bis

 Praktikant/in  Altersteilzeit 

bis
 

bis

 ich bin Meister/in-  Sonstiges:
 Techniker/in-Ingenieur/in

 

Bin/war beschäftigt bei (Betrieb/Dienststelle/Firma/Filiale)

Straße Hausnummer

 
PLZ Ort

 
Branche

ausgeübte Tätigkeit

monatlicher Lohn- / Gehaltsgruppe Tätigkeits- / Berufsjahre 
Bruttoverdienst o. Besoldungsgruppe o. Lebensalterstufe 

€
  

Ich war Mitglied in der Gewerkschaft

von
 

bis

Monatsbeitrag in Euro

Der Mitgliedsbeitrag beträgt nach § 14 der ver.di-Satzung pro Monat 1 % des regelmäßigen 
monat li chen Brutto  verdienstes, jedoch mind. 2,50 Euro. 

Ich wurde geworben durch: 
Name Werber/in

Mitgliedsnummer

Mitgliedsnummer

 

0 1 2 0

Nur für Lohn- und Gehaltsabzug! 
Personalnummer

Einwilligungserklärung zum Lohn-/Gehaltsabzug in bestimmten Unternehmen:
Ich bevollmächtige die Gewerkschaft ver.di, meinen satzungsgemäßen Beitrag bis auf Wider-
ruf im Lohn-/Gehaltsabzugsverfahren bei meinem Arbeitgeber monatlich einzuziehen. Ich er-
kläre mich gemäß § 4a Abs.1 und 3 BDSG einverstanden, dass meine  diesbezüglichen Daten, 
deren Änderungen und Ergänzungen, zur Erledigung aller meine Gewerkschaftsmitgliedschaft 
betreffenden Aufgaben im erforderlichen Umfang verarbeitet und genutzt werden können.

gezogenen Lastschriften einzulösen. Hinweis: Ich  
kann innerhalb von acht Wochen, beginnend  mit  
dem Belastungsdatum, die Erstattung des belasteten  
Betrages verlangen. Es gelten dabei die mit  meinem  
Kreditinstitut verein barten Bedingungen.

Zahlungsweise 
 monatlich  vierteljährlich

  

  zur Monatsmitte
 halbjährlich  jährlich  zum Monatsende

      

Bitte abtrennen und im Briefumschlag schicken an: Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft . Fachbereich 5 . Bildung, Wissenschaft und Forschung . 10112 Berlin

Zu  gu t e r  L e t z t
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